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Vielen Eltern fehle derzeit schlicht
das Geld, auch noch steigende Bei-
träge für den Musikunterricht zu
stemmen, erklärte Horber. Um
nicht selbst in finanzielle Schiefla-
ge zu kommen, könnten die Laien-
musikvereine aus eigener Kraft kei-
ne Rabatte bei den Ausbildungs-
kosten gewähren. In mehreren
Wortbeiträgen wurde zudem eine
spürbare Entbürokratisierung im
Sinne der Musikvereine gefordert.
Der hohe Verwaltungsaufwand
schrecke davon ab, Leitungsposi-
tionen im Ehrenamt zu überneh-
men. > JÜRGEN UMLAUFT

mangels in diesem Bereich weiter
gespart werde. Horber regte an, die
an den Berufsfachschulen für Mu-
sik ausgebildeten Kräfte vermehrt
als externe Helfer in den Schulen
einzusetzen. Peuker-Hollmann ap-
pellierte vor allem an die Kommu-
nen, Chören und Orchestern kos-
tengünstige Räume zum Proben
und für Konzerte zur Verfügung zu
stellen.

Um wieder mehr Nachwuchs zu
gewinnen, sprachen sich mehrere
Fachleute für eine staatliche Unter-
stützung von Eltern bei den Aus-
bildungsgebühren für Kinder aus.

Rückgang von bis zu 75 Prozent.
„Es besteht die Gefahr, dass hier
eine ganze Kultursparte zusam-
menbricht“, warnte er. Die Politik
dürfe die insgesamt kleine, für die
Jugendkultur aber eminent wichti-
ge Pop- und Rockmusikszene
nicht aus den Augen verlieren.

Weitgehend einig waren sich die
Verbandsvertreter in ihren Vor-
schlägen an die Politik. Als drin-
gend erforderlich nannte Horber,
das Singen und Musizieren in Kitas
und Schulen wieder deutlich zu
stärken. Es sei bedrückend, dass
wegen des aktuellen Pädagogen-

Furcht vor einer Corona-Anste-
ckung und die „Entwöhnung“ von
Konzertbesuchen während der
Lockdowns genannt.

Als besonders dramatisch schil-
derte Mathias Wagner, der Popu-
larmusikbeauftragte der Oberpfalz,
die Lage bei Rock- und Popbands.
Viele der Gruppen hätten während
Corona „schlicht aufgehört“, eh-
renamtlich arbeitende Netzwerke
zur Organisation von Proben und
Konzerten hätten ihren Betrieb
eingestellt. Wo trotzdem Konzerte
stattfänden, blieben die Besuchen-
den weg. Wagner sprach von einem

nem Drittel der Orchester gebe es
massiven Mitgliederschwund, der
in manchen Fällen schon zur
„Nichtspielbarkeit“ führe. Zudem
fehlten überall Dirigenten und
Ausbilder. Die Probleme hätten
sich bereits vor Corona abgezeich-
net, die Pandemie habe aber „wie
ein Brandbeschleuniger“ gewirkt,
sagte Kleinhenz.

Überalterung als Problem

Die Präsidentin des Landesver-
bands Bayerischer Liebhaberor-
chester, Frauke Peuker-Holl-
mann, zeigte sich wegen der
„Überalterung der Orchester“ be-
sorgt. Viele Laienensembles be-
stünden in einzelnen Instrumen-
tengruppen fast nur noch aus
Rentner*innen. Dies betreffe vor
allem die Streichinstrumente, die
bei Jugendlichen „offenbar nicht
sonderlich beliebt sind“. Außer-
dem verwies Peuker-Hollmann
auf den wachsenden Kosten-
druck. Inflation und steigende
Energiepreise träfen die Ensem-
bles doppelt. Zum einen wüchsen
die eigenen Ausgaben, zum ande-
ren bleibe das Publikum aus, da
sich die teurer gewordenen Ein-
trittskarten nicht mehr leisten
könnte. Als weitere Gründe für
das Ausbleiben des Publikums
wurden in der Anhörung die

In dieser angespannten Lage bli-
cken die Laienmusiker*innen nun
mit Sorge auf Inflation und steigen-
de Energiepreise. Von der Politik
erbaten sie Hilfe bei der Nach-
wuchsgewinnung sowie die Einbe-
ziehung in die Entlastungen durch
die Gas- und Strompreisbremse.

Der Geschäftsführer des Bayeri-
schen Musikrats, Andreas Horber,
nannte einen Mitgliederrückgang
von bis zu 20 Prozent. Viele Lai-
enmusizierende hätten während
der Proben- und Konzertverbote
ihre Instrumente am Dachboden
verstaut und seither nicht mehr
wieder hervorgeholt. Im Jugend-
bereich komme „kaum noch et-
was nach“. Im Prinzip fehlten
zwei komplette Jahrgänge. Joa-
chim Graf, Geschäftsführer beim
Allgäu-Schwäbischen Musik-
bund, sprach von einer „Delle in
der Mitgliedstruktur, die erst in
den kommenden Jahren voll
durchschlagen wird“. Laut Horber
sind zudem viele ehrenamtliche
Chor- und Orchesterleitungsstel-
len verwaist. Die ständig wech-
selnden und oft kaum nachvoll-
ziehbaren Corona-Vorgaben hät-
ten das Leitungspersonal „mürbe“
gemacht.

Nach Angaben von Andreas
Kleinhenz, dem Geschäftsführer
des Nordbayerischen Musik-
bunds, klagen derzeit 80 Prozent
seiner Mitgliedsvereine über feh-
lenden Nachwuchs. In knapp ei-

Hilferufe aus der Laienmusik
Die bayerischen Laienorchester und -chöre leiden nach
zwei Jahren mit Corona-Beschränkungen unter massivem
Mitgliederschwund. Vor allem beim Nachwuchs mit
Kindern und Jugendlichen habe es regelrechte Einbrüche
gegeben, erklärten Verbandsvertreter bei einer Anhörung
im Kulturausschuss. Zudem seien mittlerweile viele
Rock-Amateurbands von der Bildfläche verschwunden.

Nachwuchsprobleme drohen bei allen Laienmusikensembles. Hier ein Konzert bei der Enthüllung der Gerd-Müller-Statue in Nördlingen.
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Entbürokratisierung beim Straßenbau
Mit mehreren Änderungen am

Straßen- und Wegegesetz sowie an
der Bayerischen Bauordnung will
die Staatsregierung den Bau und
Ausbau von Straßen, die Errich-
tung von Mobilfunkmasten sowie
die Installation von Dachsolaran-
lagen vereinfachen und beschleu-
nigen. Das kündigte Bauminister
Christian Bernreiter (CSU) im
Landtagsplenum an.

So sollen durch die Übernahme
bundesrechtlicher Regelungen bei
der Planung und Genehmigung
von Straßenbauten ins Landes-
recht Verfahren deutlich verkürzt
werden. Vorgesehen ist unter an-
derem, in „geeigneten Fällen“ auf
die bislang verpflichtenden öffent-
lichen Erörterungstermine zu ver-
zichten und externe Projektmana-
ger in die Planung einzubeziehen.

Erheblich erleichtert werden
soll der Bau von Mobilfunkmas-
ten entlang von Staats- und Kreis-
straßen. Eine Ablehnung soll nur

noch dann möglich sein, wenn die
Verkehrssicherheit oder ein ge-
planter Ausbau der Straße durch
die Masten gefährdet sein könn-
ten. Bei der Installation von
Dachsolaranlagen wird der Min-
destabstand der Paneele zu
Brandwänden von 1,25 auf 0,5
Meter verringert. Baupraxis und
die Einsatzerfahrungen der Feuer-
wehr hätten ergeben, dass dies
problemlos möglich sei, erläuterte
Bernreiter.

Durch eine Änderung im Stra-
ßen- und Wegegesetz erhofft sich
Bernreiter zudem die Vermeidung
unnötig langer Straßensperrun-
gen. Wenn künftig die Verkehrssi-
cherheit etwa durch drohende
Felsstürze oder die Bepflanzung
auf Grundstücken entlang der
Straßen gefährdet ist, können die
Straßenbauämter sofort Maßnah-
men vornehmen, ohne vorher die
Zustimmung der Sicherheitsbe-
hörden einholen zu müssen.

Der Maßnahmenkatalog stieß im
Landtag auf breite Zustimmung.
Ursula Sowa (Grüne) begrüßte die
Erleichterungen und Beschleuni-
gung im Grundsatz. Diese hätten
aber schon früher umgesetzt wer-
den können. Als „nicht zielfüh-
rend“ kritisierte Sowa allerdings
den möglichen Wegfall der öffentli-
chen Erörterungstermine. Entbüro-
kratisierung sei gut, es dürfe dabei
aber nicht die Bürgerbeteiligung
„ausgehebelt“ werden. Inge Aures
(SPD) sprach von „wesentlichen
Verbesserungen“ im Planungs- und
Genehmigungsverfahren. Dass
Fristen verkürzt werden sollen, sei
einrichtigerSchritt.Auchsiemahn-
te aber dazu, Bürgerbeteiligung und
Naturschutzbelange nicht außer
Acht zu lassen.

Zustimmung kam auch von der
FDP. Die Vorlage der Staatsregie-
rung sei jedoch „kein großer Wurf“,
sagte der FDP-Abgeordnete Sebas-
tian Körber. Vor allem die Bauord-

nung bedürfe einer grundsätzliche-
ren Revision, um Verfahren zu be-
schleunigen und Bauen insgesamt
kostengünstiger zu machen. Ralf
Stadler (AfD) lobte die Bemühun-
gen zur Verfahrensbeschleunigung.
Wo Beteiligungsrechte der Bürger
beschnitten würden, müssten im
Gegenzug aber die Informations-
pflichten der Behörden erweitert
werden.

Der CSU-Abgeordnete Martin
Wagle erkannte in dem Entwurf der
Staatsregierung „substanzielle Än-
derungen“. Es sei gutzuheißen, dass
künftig für die Planung und Geneh-
migung von Bundes- wie für Staats-
straßen die gleichen Vorgaben gel-
ten würden. In allen von Bernreiter
genannten Bereichen werde es eine
„Vereinfachung ohne Abstriche bei
Sorgfalt und Rechtssicherheit“ ge-
ben. Manfred Eibl (Freie Wähler)
sprach von dringend erforderlichen
Bereinigungen im bestehenden
Recht. > JÜRGEN UMLAUFT

Regelung über die Pandemie hinweg
Sitzungen von Stadt-, Kreis- und

Gemeinderäten dürfen auch nach
dem Jahreswechsel in hybrider
Form stattfinden. Das beschloss
der Innenausschuss auf Antrag von
CSU und Freien Wählern mit gro-
ßer Mehrheit. Ob Kommunen das
nutzen wollen, bleibt dabei deren
eigene Entscheidung.

Die Regelung zur digitalen Zu-
schaltung von Rätinnen und Räten
in die Sitzungen war während der
Corona-Lockdowns eingeführt
worden, um das Abhalten der Gre-
miensitzungen zu gewährleisten.
Genutzt wurde sie seither vor al-
lem von Rät*innen, die wegen
Krankheit, Dienstreisen oder fami-
liärer Verpflichtungen nicht in Prä-
senz an den Sitzungen hatten teil-
nehmen können.

In einem Bericht des Innenmi-
nisteriums ist von positiven Erfah-
rungen die Rede. Technisch habe
die Zuschaltung verhinderter Rats-
mitglieder im Regelfall gut funktio-
niert. Allerdings hat bislang nur
eine Minderheit der Kommunen
von der Möglichkeit Gebrauch ge-
macht. Demnach tagten seit 2021
52 Prozent aller kreisfreien Städte
hybrid, aber nur 21 Prozent der
Landkreise, 17 Prozent der Gro-
ßen Kreisstädte und nur knapp 7
Prozent der kreisangehörigen Ge-
meinden. Ungeachtet dessen spra-
chen sich alle kommunalen Spit-
zenverbände im Ausschuss für die
Fortsetzung der Erlaubnis aus.

Für die CSU erklärte der Abge-
ordnete Peter Tomaschko, die
Möglichkeit zur Abhaltung hybri-

der Ratssitzungen könne zur Erhö-
hung der Attraktivität kommunaler
Mandate beitragen. Sie sei vor al-
lem eine Chance, kommunales
Mandat und familiäre Verpflich-
tungen besser miteinander zu ver-
einbaren. Tomaschko betonte,
dass mit der Entfristung keine
Pflicht zu Hybridsitzungen verbun-
den sei. Johannes Becher (Grüne)
urteilte, Hybridsitzungen seien
„notwendig und hilfreich“. Er
sprach sich für weitere Ergänzun-
gen im Bereich der Digitalisierung
von Ratssitzungen aus und verwies
auf entsprechende Anregungen im
Bericht des Innenministeriums.

Der FDP-Abgeordnete Alexan-
der Muthmann begrüßte die Vorla-
ge. Sie enthalte im Ergebnis das,
was seine Fraktion schon lange ge-

fordert habe. Alle Bedenken gegen
die Hybridsitzungen hätten sich in
der Praxis als unberechtigt heraus-
gestellt. Dass bislang nur ein klei-
ner Teil der Kommunen von der
Möglichkeit Gebrauch gemacht
habe, führt Muthmann vor allem
auf die bisherige Befristung zu-
rück. Viele Kommunen hätten des-
halb die Investitionen in Technik
und Betrieb der Übertragungen ge-
scheut. Als einzige Fraktion
stimmte die AfD gegen die weitere
Zulassung. Bei allen Vorteilen der
digitalen Zuschaltung müsse die
Präsenzsitzung die Regel bleiben,
erklärte Richard Graupner (AfD).
Mit dieser Begründung enthielt
sich auch der Ausschussvorsitzen-
de Martin Runge (Grüne) bei der
Abstimmung. > JUM

PLENUM | Minister Bernreiter kündigt Änderungen beim Straßen- und Wegegesetz sowie bei der Bauordnung an

INNENAUSSCHUSS | Kommunen dürfen auch im kommenden Jahr Hybridsitzungen abhalten

KULTURAUSSCHUSS | Chöre und Orchester klagen der Politik ihr Leid

AKTUELLE STUNDE DER CSU | Gesundheitsland Bayern

des Koalitionsvertrags gewesen
sein. Aber ja: „In der Pflege ist es
nicht fünf vor, sondern fünf nach
zwölf Uhr.“ Dies sei kein Erkennt-
nis-, sondern ein Umsetzungspro-
blem. Er setze sich aus diesem
Grund für flexiblere Arbeitszeiten,
eine bessere Vereinbarkeit von Be-
ruf und Familie, die Anwerbung
von ausländischen Fachkräften,
ein soziales Pflichtjahr sowie ein
besseres Wiedereinstiegspro-
gramm nach der Elternzeit ein.

Roland Magerl (AfD) wunderte
sich über das Thema der Aktuellen
Stunde. Seine Fraktion habe in der
Vergangenheit viele Vorschläge zu
dieser Thematik gemacht – alle ver-
gebens. Magerl sprach sich dafür
aus, mehr Anreize zu schaffen, sich
für den Pflegeberuf zu entscheiden,
die Dokumentationspflicht zu ent-
schlacken, die Akademisierung zu-
rückzufahren, die einrichtungsbe-
zogeneImpfpflichtzubeendenund
die „Zombie-Vereinigung“ der
Pflegenden in Bayern abzuschaf-
fen.

„Die Pflege in Bayern ist in Not“,
kritisierte Ruth Waldmann (SPD).
Aber von der Staatsregierung höre
sie nur Eigenlob. Die Abgeordnete
monierte, dass immer nur auf die
Bundesregierung geschimpft wer-
de, anstatt die Probleme im Frei-
staat selbst zu lösen. Waldmann
verlangte, die Tarifbindung für
Pflegekräfte nicht aufzuweichen,
die Berufsanerkennung für auslän-
dische Fachkräfte zu vereinfachen
und sich in Zukunft insbesondere
um die raren Kinderpflegefach-
kräfte zu bemühen.

Auch die FDP-Fraktion regte
sich über die Angriffe auf die Bun-
desregierung auf. Laut Dominik
Spitzer (FDP) braucht es eine Re-
form beim Landespflegegeld, bei
Krankenhäusern, Studienplätzen,
der Corona-Isolationspflicht, der
einrichtungsbezogenen Impf-
pflicht und der Landarztquote.
> DAVID LOHMANN

Bernhard Seidenath (CSU) be-
zeichnete Bayern mit seinen rund
400 Krankenhäusern und sechs
Universitätsklinika als „Gesund-
heitsland“. Aber natürlich gebe es
gerade nach der Corona-Krise Ver-
besserungspotenzial. Konkret
nannte er den Fachkräftemangel,
die Lieferschwierigkeiten bei Me-
dikamenten und die langsame Um-
setzung der Digitalisierung. Des-
wegen forderte Seidenath mehr
Hilfen von der Bundesregierung,
eine Reform der Krankenversiche-
rung, Arznei-Lieferketten wieder
ins Inland zurückzuholen und die
einrichtungsbezogene Impfpflicht
abzuschaffen.

Reformen wünschte sich auch
Andreas Krahl (Grüne). Er wies da-
rauf hin, dass sich 70 Prozent der

Menschen in Bayern selbst um ihre
pflegebedürftigen Angehörigen
kümmern würden. Daher brauche
es dringend eine Erhöhung des
Landespflegegelds. Zusätzlich
müsste endlich die im Wahlkampf
2018 versprochene Pflegeplatzga-
rantie umgesetztwerden. Nötig sei-
en auch ein Meisterbonus für Fach-
kräfte, der Ausbau der Akademi-
sierung in der Pflege und eine Pfle-
gekammer.

Der Abgeordnete und Pflegebe-
auftragteder Staatsregierung,Peter
Bauer (FreieWähler),betonte,dass
eine Pflegeplatzgarantie kein Teil

„Bei der Pflege ist es nicht fünf
vor, sondern kurz nach zwölf“

Die Grünen machen sich für eine
Pflegeplatzgarantie stark. DPA/KALAENE


